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Der Tod einer Mutter und ihres Kindes mehrere Tage später bewegt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zutiefst. Wir fragen uns, wie es um den Kinderschutz in Leipzig bestellt ist. Unsere Recherchen ergaben ein Bild, das uns nicht nur überrascht sondern auch erschreckt hat. Bekannter Maßen haben die sozialen Problemlagen in der Stadt zugenommen, in den Berichten (Sozialbericht, Kinder- und Jugendhilfereport) wird dazu jährlich vorgetragen. Insbesondere wird eine Zunahme an Anzeigen wegen Kindeswohlgefährdung, an Inobhutnahmen und ambulanten sowie stationären Hilfen zur Erziehung ausgewiesen.

Für die Sicherung des Kindeswohles ist in Leipzig der Allgemeine Sozial Dienst (ASD) zuständig. Die geplante Zusammenlegung von ASD-Standorten wurde 2008 auf Intervention der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgewendet, der Sozialraumbezug in der Arbeit wurde weiter gewährleistet. Zur besseren und qualitativeren Fallbetreuung wurde der ASD nach einer Organisationsanalyse 2009 umstrukturiert und trotz Kritik von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke ein Eingangs- und Fallmanagement eingeführt. Eine Evaluierung dieser Methode, die zum 1.1.2011 eingeführt worden war, wurde bis heute nicht vorgelegt und wird aktuell für November 2012 angekündigt. Außerdem wurde der ASD 2011 um 10 Stellen aufgestockt, um seine Aufgaben besser erfüllen zu können. 

Der aktuelle Fall führte zur Ankündigung von Veränderungen beim ASD. Bündnis 90/Die Grünen sehen jedoch mit Sorge, dass viele Beratungsrunden am Ende zu keinen konkreten Änderungen führen. Dabei liegen Verbesserungsvorschläge seit langem auf dem Tisch und wurden in Teilen bereits im Leipziger Kinderschutznetz erörtert und diskutiert. 

Aus dem aktuellen Fall heraus fordern wir sofortige Konsequenzen im Umgang mit drogenabhängigen Eltern, für die Arbeitsabläufe beim ASD sowie im Umgang mit gefährdeten Kindern.
Zum Fall:  
Ende Juni 2012 wurde der Tod einer Mutter und ihres Kleinkindes bekannt. In der Folge wurden ein Bericht für das Staatministerium für Soziales und ein Bericht des Jugendamtsleiters den Stadträten zugänglich gemacht. Demnach war Frau F. seit 2003 der Suchthilfe bekannt. Mit ihrer Schwangerschaft 2009 erfolgte die Meldung an den ASD im Sinne eines funktionierenden Kindesschutznetzes. Frau F. wurde in ein Entwöhnungsprogramm vermittelt (Mutter/Kind). Nach „erfolgreicher“ Behandlung wurde sie bereits 2 Tage nach der Therapie rückfällig. Es erfolgte der Abschluss eines Kontrollvertrages. Dieser wurde nach einem halben Jahr negativer Befunde beendet. Im weiteren Verlauf wurden Rückfälle beschrieben, ohne dass sich daraus eine Konsequenz im Handeln des ASD ergab. Hier scheinen erhebliche Mängel in der Überwachung drogenabhängiger und/oder insgesamt strukturell gefährdeter Eltern zu bestehen. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert daher:

· Die sozialräumliche Erweiterung des Betrachtungsraumes drogenabhängiger Eltern zur Etablierung eines Kinderschutznetzes: Kinderbetreuung, Kinderarzt, Suchthilfe, Substitutionspraxis, Familienangehörigen, evtl. Jobcenter, evtl. Vermieter, ggf weitere Akteure sind hier einzubinden.

· Gleiches muss für strukturell abhängige oder , z.B. Gewalt- gefährdete Familien eingeführt werden.

Das Nichthandeln des ASD wird auch damit begründet, dass die Hinweise nur jeweils die Mutter betrafen, und es keine konkreten Hinweise zum Kind gab. Den Hinweisen wurde zudem nur unzureichend nachgegangen (mehrmals erfolglose Hausbesuche), Angaben der Mutter wurden nicht überprüft obwohl es klare Hinweise darauf gab, dass die Klientin unzuverlässig ist. 

Nach den Standards ist insbesondere bei Kindeswohlgefährdung die Inaugenscheinnahme des Kindes vorgeschrieben. Offenbar verließ sich der ASD aber auch auf Angaben aus dem Umfeld der Mutter.

Daraus sind folgende Forderungen abzuleiten:

· Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung durch ein kinder- und jugendpsychologisches Gutachten zur Entlastung der Verantwortung der Sozialarbeiter

· Etablierung einer Leipziger Kinderschutzambulanz und dort verpflichtende zweiwöchentliche Vorstellung bis zum 6. Lebensjahr, in begründeten Fällen bis zum 10. Lebensjahr.

· Einführung eines pädiatrischen Rufdienstes

In den Berichten wird die Verantwortung auf einen Mitarbeiter abgewälzt, es wird dagegen kein Handlungsbedarf beim ASD gesehen. Diese Argumentation halten wir für höchst gefährlich. Die Mitarbeiter des ASD sind einem starken Druck ausgesetzt, auf ihnen lastet eine erhebliche Verantwortung. Tatsächlich sind aus unserer Sicht die Probleme in der Führungsebene bis zur Amtsleiter- und Bürgermeisterebene zu suchen. 

Es hilft eben nicht, auf Missstände mit neuen Vorgaben und Methoden zu reagieren, sondern Raum für sozialarbeiterisches Arbeiten im Sinne praktischer Umsetzung zu ermöglichen. 

Wenn der Amtsleiter hingegen erklärt, die Hinweise hätten die Abteilungsleiterebene nicht erreicht, so ist das ein Beleg für mangelhafte Führung. 

Arbeit des ASD
Bereits mit der Organisationsanalyse 2009/10 wurde festgehalten, dass beim ASD ein Leitungsproblem besteht. Die Leitungen der ASD-Bezirke seien unzulänglich. Dieses lässt sich auch im aktuellen Fall erkennen. Klare Absprachen, Überprüfung der Angaben, Kontrolle der Verabredungen, Rückmeldung an diejenigen aus dem Umfeld der Mutter, die Probleme meldeten –  alles Fehlanzeige. Für diese Qualität der Arbeit hat die ASD-Leitung zu sorgen.

Die Mitarbeiter schließlich brauchen für eine qualitativ hochwertige und auch sie selbst zufriedenstellende Arbeit Rückhalt und Verbindlichkeit. Unter besser geführten ASD-Bezirksstellen verstehen wir, dass die Klienten im Mittelpunkt stehen, nicht die Aktenführung. Darum müssen die aktuellen Weisungen dringend überarbeitet und auf Sinn- und Zweckmäßigkeit überprüft werden. Ziel muss das „lernende Jugendamt“ sein.

· Aufgrund der nun auch gutachterlich festgestellten Unzufriedenheit der Mitarbeiter des ASD fordert die Fraktion  Bündnis 90/Die Grünen neben der Schaffung von Reflexionsräumen auch die Einrichtung eines Ombudstelle.
Über den aktuellen Fall hinaus
Die  Inobhutnahmestelle des Kinder- und Jugendnotdienstes war über mehrere Monate mit 33 Kindern bei 16 Plätzen chronisch überbelegt. Die ErzieherInnen/SozialarbeiterInnen werden offenbar nicht bedarfsgerecht eingesetzt und geraten systematisch in emotionale Überforderungssituationen. Diese Arbeitsbedingungen sind unhaltbar, seitens des Jugendamtes und auch des Bürgermeisters wird aber offenbar nicht gehandelt. Damit verletzten sie ihre Fürsorgepflicht gegenüber den betreuten Kindern und gegenüber ihren Mitarbeitern.

· Wir fordern: Eine Einrichtung darf 16 Plätze nicht überschreiten, bei höherer Inanspruchnahme muss eine weitere Einrichtung mit bedarfsgerechter Personalausstattung installiert werden.

Da die Inobhutnahme von Kindern immer die letzte Handlung in einer Kette von möglichen Hilfen ist, müssen die steigenden Fallzahlen dringend hinterfragt und erklärt werden.

Bislang erfolgen erzieherische Hilfen ambulant, es findet hier keine Qualitätsevaluierung statt.

· Wir fordern daher die Einführung von Qualitätsstandards und eine zeitnahe Evaluation der Hilfen

Bei den stationären Hilfen hat es nach unseren Erkenntnissen einen auffälligen Trägerwechsel gegeben. Hintergrund scheinen wohl eher finanzielle als qualitative Maßstäbe gewesen zu sein.

· Die Qualität dieser stationären Hilfen muss dringend evaluiert werden. 

· Die Abbruchrate eines Trägers muss Qualitätskriterium bei der erneuten Vergabe sein  

